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Aktenzeichen (bitte im Schriftverkehr immer angeben) EVH-Nummer: 3535477 

641pa/058-2025#021   
 
Betreff: Feststellung der UVP-Pflicht aufgrund standortbezogener Vorprüfung gemäß § 5 Abs. 1 

i. V. m. § 7 Abs. 2 und 5 UVPG für das Vorhaben „Wuppertal Hbf, Rückbau 
PÜ/Treppenanlage, Neubau Aufzug-/Treppenanlage mit PÜ“, Bahn-km 38,100 bis 
41,000 der Strecke 2525 Neuss --Schwelm-- - Linderhsn. in Wuppertal 

Bezug: Antrag vom 09.04.2025, Az. G.011406643 
Anlagen: 0 

 

Verfahrensleitende Verfügung 

Für das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

Begründung 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 9 Abs. 3 und § 7 Abs. 2 und 5 Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. Ziffer 14.8.3.2. der Anlage 1 zum UVPG.  

 

Das Vorhaben unterfällt dem Anwendungsbereich des UVPG gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG, da 

es in Anlage 1 UVPG aufgeführt ist. Es stellt der Art nach ein Vorhaben nach Ziffer 14.8.3.2. der 

Anlage 1 zum UVPG dar, denn es handelt sich um eine sonstige Betriebsanlage von 

Eisenbahnen, die eine Fläche von 2000 m2 bis weniger als 5000 m2 in Anspruch nimmt.  
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Das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Köln führt für das Vorhaben ein fachplanungsrechtliches 

Zulassungsverfahren nach § 18 Abs. 1 AEG durch. Dieses stellt ein verwaltungsbehördliches 

Verfahren dar, das der Zulassungsentscheidung dient gemäß §§ 4 und 2 Abs. 6 Nr. 1 UVPG und 

ist daher taugliches Trägerverfahren für eine mögliche UVP. Daher hat das Eisenbahn-Bundesamt 

die Feststellung, dass für das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder nicht besteht (Feststellung 

der UVP-Pflicht) nach den §§ 6 bis 14a UVPG zu treffen. Die Feststellung der UVP-Pflicht erfolgt 

vorliegend von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens, das der Zulassungsentscheidung dient 

(§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 UVPG). 

 

Für das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortbezogene Vorprüfung gemäß 

§ 7 Abs. 2 und 5 UVPG i. V. m. Ziffer 14.8.3.2. der Anlage 1 zum UVPG durchzuführen. 

 

Gem. § 7 Abs. 2 UVPG wird die standortbezogene Vorprüfung als überschlägige Prüfung in zwei 

Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe wird die spezifische ökologische Empfindlichkeit im 

Einwirkungsbereich des Vorhabens geprüft. Diese besteht, wenn besondere örtliche 

Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen, anderenfalls 

besteht keine UVP-Pflicht. Liegen solche besonderen örtlichen Gegebenheiten vor, wird in der 

zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien geprüft, ob das 

Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hinsichtlich der besonderen Empfindlichkeit 

oder der Schutzziele der Schutzkriterien haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame 

Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen sind.  

 

1 Merkmale des Vorhabens 

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3 

UVPG beurteilt.  

Die DB InfraGO AG plant als Vorhabenträgerin den Rückbau einer Personenüberführung mit 

Treppenanlage sowie den Neubau einer Aufzug- und Treppenanlage mit Personenüberführung. 

Der geplante Standort befindet sich am Bahn-km 38,100 bis 41,000 der Strecke 2525 Neuss --

Schwelm-- - Linderhsn. in der Innenstadt von Wuppertal im Bundesland Nordrhein-Westfalen. 

2 Standort des Vorhabens 

Eine spezifische ökologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des Vorhabens besteht, wenn 

besondere örtliche Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen 

unter Berücksichtigung des Zusammenwirkens des gegenständlichen Vorhabens mit anderen 

Vorhaben im gemeinsamen Einwirkungsbereich.  
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Vorliegend kommt nur eine einzige besondere örtliche Gegebenheit i. S. d. Schutzkriterien nach 

Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG als möglicherweise betroffen in Betracht, nämlich Ziffer 2.3.10: Gebiete mit 

hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des 

Raumordnungsgesetzes, denn der Standort des Vorhabens liegt in der Wuppertaler Innenstadt in 

zentraler, dicht bebauter Lage.  

 

3 Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

Die möglichen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der 

besonderen Empfindlichkeit oder der Schutzziele der Schutzkriterien werden anhand der Kriterien 

unter 1. und 2. beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 Anlage 3 UVPG 

Rechnung getragen. Besonders berücksichtigt wird gemäß § 7 Abs. 5 Satz 1 UVPG, ob erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens, des Standorts oder durch 

Vorkehrungen der Vorhabenträgerin offensichtlich ausgeschlossen werden. 

Folgende wesentliche Gründe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG sind für das Nichtbestehen 

der UVP-Pflicht anzuführen: 

Für die Prüfung der spezifischen ökologischen Empfindlichkeit verweist Ziffer 2.3.10 der Nr. 2.3 

Anlage 3 UVPG auf § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes.  

Dort ist bestimmt: Die prägende Vielfalt des Gesamtraums und seiner Teilräume ist zu sichern. Es 

ist dafür Sorge zu tragen, dass Städte und ländliche Räume auch künftig ihre vielfältigen Aufgaben 

für die Gesellschaft erfüllen können. Mit dem Ziel der Stärkung und Entwicklung des Gesamtraums 

und seiner Teilräume ist auf Kooperationen innerhalb von Regionen und von Regionen 

miteinander, die in vielfältigen Formen, auch als Stadt-Land-Partnerschaften, möglich sind, 

hinzuwirken. Die Siedlungstätigkeit ist räumlich zu konzentrieren, sie ist vorrangig auf vorhandene 

Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur und auf Zentrale Orte auszurichten. Der Freiraum ist 

durch übergreifende Freiraum-, Siedlungs- und weitere Fachplanungen zu schützen; es ist ein 

großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumverbundsystem zu schaffen. Die 

Brachflächenentwicklung soll gegenüber neuer Flächeninanspruchnahme nach Möglichkeit 

vorgezogen werden. Die weitere Zerschneidung der freien Landschaft sowie von Wald- und 

Moorflächen ist dabei so weit wie möglich zu vermeiden. 

 

Vorliegend sind keine erheblichen Auswirkungen auf die spezifische ökologische Empfindlichkeit 

von Zentralen Orten i. S. dieser Regelung zu erwarten, denn es handelt sich bei dem Vorhaben 

lediglich um Umbauten innerhalb einer bestehenden Bahnhofsanlage, um diese besser und 

effektiver barrierefrei auszugestalten. Dabei wird das äußere Erscheinungsbild der 

Bahnhofsanlage nur äußerst geringfügig verändert, sodass Auswirkungen auf das Ortsbild und die 

sonstigen Strukturen des Zentralen Ortes Wuppertaler Innenstadt nicht zu erwarten sind.  

 



 

  Seite 4 von 4 

4 Ergebnis 

Aus den Antragsunterlagen der Vorhabenträgerin, insbesondere dem Erläuterungsbericht und 

dem Landschaftspflegerischen Begleitplan, ergibt sich nach überschlägiger Prüfung, dass das 

Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hinsichtlich der besonderen 

Empfindlichkeit oder der Schutzziele des Schutzkriteriums der Ziffer 2.3.10 haben kann, die im 

Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der 

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen sind. 

Im Übrigen besteht keine spezifische ökologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des 

Vorhabens, da keine sonstigen besonderen örtlichen Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien nach 

Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen.  

 

5 Hinweis 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird 

gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes 

(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemäß § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV. 

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen können von Dritten beim Eisenbahn-

Bundesamt Außenstelle Köln, Werkstattstraße 102, 50733 Köln nach vorheriger 

Terminvereinbarung eingesehen werden. 

 

Im Auftrag 

 

Elektronisch erstellt und 

ohne Unterschrift gültig 
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